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Sachgebiet 78 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen für Richtlinien in bezug auf das Gemeinschaftsverzeichnis 
benachteiligter landwirtschaftlicher Gebiete im Sinne der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, angenommen vom Rat am 21. Januar 1974 

Vorschlag einer Richtlinie zur Ergänzung der Bestimmungen des 
Titels V der Richtlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten und in 
bestimmten benachteiligten Gebieten, angenommen vom Rat 
am 21. Januar 1974 
— Drucksache 7/3181 — 


A. Problem 

Die vom Rat beschlossene Richtlinie über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in benachteiligten Gebieten bedarf der 
weiteren Konkretisierung durch die Festlegung dieser Gebiete 
sowie der Ergänzung der finanziellen Regelung, 

B. Lösung 

Es wird ein Gemeinschaftsverzeichnis der in Betracht kommen- 
den Gebiete der einzelnen Mitgliedstaaten aufgestellt und der 
mit der Förderung benachteiligter Gebiete verbundene Kosten- 
aufwand geschätzt. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Gesamtkosten in der EG 1,08 Mrd. Rechnungseinheiten (RE), 
davon zu Lasten der Gemeinschaft 482 Millionen RE; Gesamt- 
aufwand in der Bundesrepublik Deutschland 44,3 Millionen RE. 
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A. Bericht des Abgeordneten Gallus 


Die Richtlinienvorschläge wurden mit Schreiben 
der Frau Präsidentin vom 31. Januar 1975 dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und dem Ausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen und dem Haushaltsausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. Der federführende Ausschuß 
hat die Vorschläge in seinen Sitzungen am 23. April 
und 23. Oktober 1975, der innerdeutsche Ausschuß 
in seiner Sitzung am 9. April und der Haushalts- 
ausschuß am 4. Juni 1975 behandelt. 

Bei den Vorschlägen geht es um folgendes: Nach- 
dem mit dem Beitritt Großbritanniens zur EG das 
Problem der Bergbauernwirtschaft in die Diskussion 
gekommen war, hatte der Rat eine Richtlinie zur 
Unterstützung der Landwirtsdiaft in benachteiligten 
Gebieten beschlossen, mit der die Landschaft und 
ein Minimum an Bevölkerungsdichte in diesen Ge- 
bieten durch Fortführung der Landbewirtschaftung 
erhalten sowie eine standortgerechte Agrarstruktur 
und ein angemessenes landwirtschaftliches Einkom- 
men gesichert werden sollten. Die Richtlinie stellte 
unterschiedliche Gebietskategorien für die Förde- 
rung der Landwirtschaft auf und sah qualitative 
Kriterien zur Abgrenzung der einzelnen Gebiete vor. 
Die Festlegung im einzelnen war den Mitgliedstaa- 
ten überlassen. Je nach der Gebietskategorie konn- 
ten Maßnahmen zur Investitionsförderung und zur 
direkten Einkommensübertragung durch eine Aus- 
gleichszulage ergriffen werden. Die räumliche Fest- 
legung dieser benaditeiligten Gebiete erfolgt durch 
die nunmehr vorgeschlagenen Richtlinien, die für 
jeden Mitgliedstaat gesondert aufgestellt werden 
sollen. Mit der vorgeschlagenen Richtlinie zur Er- 
gänzung der Bestimmungen des Titels V der Berg- 
bauernrichtlinie sollen die zu deren Durchführung 


erforderlichen Finanzierungs- und allgemeinen Be- 
stimmungen getroffen werden. 

Bei den Beratungen in den Ausschüssen wurde 
einmütig festgestellt, daß über die vorliegenden 
Vorschläge hinaus noch eine Feinabgrenzung zur 
Vermeidung von Härten in den in Betracht kommen- 
den Gebieten notwendig ist. Hierzu war der Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen der Auffas- 
sung, daß bei Streichungen im Rahmen der Feinab- 
grenzung diese nicht zu Lasten von Gemeinden des 
Zonenrandgebietes gehen dürften, wenn diese mit 
anderen konkurrierten. Der federführende Ausschuß 
schloß sich dieser Auffassung an. Mit dem Haus- 
haltsausschuß war er der Auffassung, daß der für 
die Abteilung Ausrichtung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) bestehende Plafond keinesfalls überschrit- 
ten werden sollte. Änderungen innerhalb der Richt- 
linie, insbesondere bei den Ausgleichszulagen und 
Investitionsbeihilfen, bei der Größe der FÖrder- 
gebiete und beim EG-Beteiligungssatz müßten so 
ausgewogen vorgenommen werden, daß der vorge- 
sehene finanzielle Rahmen eingehalten werde. Fi- 
nanzwirksame Verbesserungen bei einer der ge- 
nannten Komponenten müßten danach zwangsläu- 
fig Veränderungen mit einsparender Wirkung bei 
einer anderen zur Folge haben. Keinesfalls sollten 
durch diese Richtlinien andere strukturpolitisch er- 
forderliche Maßnahmen eingeschränkt werden. Fer- 
ner forderten die Ausschüsse die Bundesregierung 
auf, einen Ratsbeschluß über einen Erfahrungsbe- 
richt der Kommission herbeizuführen. Die beteiligten 
Ausschüsse haben die Vorschläge mit der Maßgabe 
dieser im Ausschußantrag niedergelegten Beschlüsse 
zur Kenntnis genommen. 


Bonn, den 31. Oktober 1975 


Gallus 

Beriditerstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdiließen, 

die Vorsdiläge der EG-Kommission — Drucksadle 7/3181 — mit der Maßgabe 

zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, 

1. bei den Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) durch die Förderungsmaßnahmen in benachteiligten Gebieten der beste- 
hende Plafond des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, keinesfalls überschrit- 
ten wird, 

b) bei Änderung der Richtlinien der vorgesehene finanzielle Rahmen nicht 
überschritten wird und danach finanzwirksame Verbesserungen bei einzel- 
nen Maßnahmen Gruppen zu Einsparungen bei anderen führen müssen, 

c) durch diese Förderungsmaßnahmen andere strukturpolitisch erforderliche 
Maßnahmen nicht eingeschränkt werden, 

d) die Kommission einen Bericht über die Auswirkungen des Programms vor- 
legt, der sich u. a. damit befaßt, ob und inwieweit das Programm insbe- 
sondere auch aus finanzieller Sicht fortgeführt werden sollte, 

2, bei der Feinabgrenzung der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im 

Zonenrandgebiet die dort liegenden Gemeinden von Streichungen ausnimmt, 

soweit sie mit anderen Gemeinden konkurrieren. 


Bonn, den 31. Oktober 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Gallus 

Vorsitzender Berichterstatter 
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